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BONN/KREMS – Berufspolitisch
werden in 2012 die Themen „ver-
stärkte Patientenrechte“ und „Er-
lass von Qualitäts-Leitlinien“ für
bestimmte Behandlungsfelder im
Mittelpunkt stehen. Dazu fühlt 
sich die Bundeszahnärztekammer
(BZÄK) gut vorbereitet und auch
bestens positioniert, da man sich in
dem entscheidenden Gremium für
entsprechende Verordnungsvor-
schläge, dem G-BA (Gemeinsamen
Bundesausschuss), mit dem Versor-
gungsstrukturgesetz gewisse Mit-
spracherechte sichern könnte. 

Zu dem Patientenrechtegesetz,
das gerade vom BMG als erster
 Entwurf vorgelegt wurde, bringen
vor  allem Initiativen aus den Län-
dern neuen Zündstoff. So sieht eine
Ini tiative aus der Bundesratsmehr-
heit vor, dass „Patienten besser 
vor ärztlichen Behandlungsfehlern 
und ihren Folgen sowie vor über-
höhten Honoraren geschützt wer-
den sollen. Ärzteschaft und Kassen
müssen gegen lange Wartezeiten 
auf Termine vorgehen. Und umfas-
sende Aufklärung sowie der An-
spruch auf eine Zweitmeinung, die
von den Krankenkassen zu bezah-
len ist, werden zu zentralen Rech-
ten.“

Der Mensch solle in den Mittel-
punkt der Gesundheitsversorgung

gestellt werden. Es müsse sicherge-
stellt werden, dass Unterlagen im
Computer nicht nachträglich ver-
ändert werden können – beispiels-
weise, um einen Behandlungsfehler
zu vertuschen. Ist die Dokumenta-
tion mangelhaft oder fehlt sie voll-
ständig, droht den Medizinern im
Prozessfall eine völlige Beweislast-
Umkehr. 

BZÄK: „Akzente für eine
 praxisnahe Realisierung setzen“

Bei   „Privatvereinbarungen“
sollten Ärzte und Zahnärzte ge-
zwungen werden, die Patienten zu
informieren, warum die Kassen die
Leistung nicht bezahlen. Zudem
müssen sie auf eine kostenfreie Al-
ternative aus dem Angebot der Kas-
sen verweisen. In jedem Fall muss ein

schriftlicher Vertrag vorliegen, und
die Details der Vereinbarung müssen
vom Arzt persönlich und nicht von
der Sprechstundenhilfe dargelegt
werden. Wenn die Honorarforde-
rung unangemessen hoch ist und
mehr als 50 Prozent über dem üb-
lichen Honorar liegt, muss der Pa-
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Schmerz-Update 2012
Am 25. und 26. Mai 2012 findet eine neue
Fortbildungsreihe der zumstein dental
academy gmbh in Luzern, Schweiz, statt.
Ein Expertenteam gibt Einblick in die
Schmerzgrundlagen.4Seite 4f.

Zukunftsbereich Gerostomatologie
Das zahnärztliche Team kann einen wirk-
samen Beitrag zum medizinischen As-
sessment des älteren Patienten leisten, um
u.a. zahnmedizinische Fehldiagnosen zu
vermeiden. 
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[ Hochwertiger Zahnersatz zu günstigen Preisen ]

Unsere erfolgreiche Januar-Rabattaktion der letzten 
Jahre wird fortgesetzt und aufgrund der großen 
Nachfrage noch bis Ende Februar verlängert! 
Auf festsitzenden Zahnersatz aus unserem 
Hause erhalten Sie bis zum 29.02.2012 – 
12 Prozent* Rabatt.

JANUAR-SPECIAL

* Es gilt das Auftragsdatum der Praxis. Das Angebot bezieht 
sich auf die aktuelle dentaltrade Preisliste für Zahnärzte. 
Diese Rabattaktion kann nicht mit anderen Angebotspreisen 
von dentaltrade kombiniert werden. Es sind somit maximal 
12 Prozent Rabatt auf die Leistung zahntechnischer Arbeiten 
bis zum 29.02.2012 möglich.
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Kuraray im Porträt 
Seit mehr als einem Vierteljahrhundert
nach dem Eintritt in die Dentalmedizin
bringt Kuraray Dental kontinuierlich
Qualitätsprodukte hervor, die Geschichte
schreiben. 

Dieser Preis 
ist wirklich 
groß raus-
gekommen:

Ohne uns groß loben zu wollen, aber schon 
nach den ersten Anzeigen wussten wir, dass 
wir den Nagel auf den Kopf getroffen hatten. 
Und das nicht ohne Grund.

Denn nicht nur der Preis sprach und spricht 
für sich, sondern auch die Qualität, die dahin-
ter steckt: Zirkon aus unserem Fräszentrum in 
Essen. Beides überzeugende Argumente, die 
sehr viele Kunden veranlasst haben, sich für 
unsere iKrone® zu entscheiden. Uns beweist 

das mal wieder, dass es sich lohnt, unsere 
Kunden nach Ihren Wünschen zu fragen und 
intelligente Alternativen für Sie zu entwickeln.

Wenn wir Ihnen mit der iKrone® und diesem 
Preis auch einen Wunsch erfüllen können, 
dann sagen Sie uns das doch einfach unter 
unserer kostenlosen Telefonnummer:

0800 8776226
Einfach intelligenter.

 www.kostenguenstiger-zahnersatz.de
99 €

Vielen Dank!

iKrone®
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BONN (jp) – Hatten die Kranken-
kassen zum Ende des dritten Quar-
tals noch über 3 Milliarden Euro
 Einnahmenüberschuss, so pendelte
sich dieser zum Jahresende bei 2 bis
2,5 Mrd. Euro ein. Aus dem Bundes-
finanzministerium werden Überle-
gungen angestellt, den für 2012 ge-
planten Kassenfinanzzuschuss aus
dem Bundeshaushalt von 4 Mrd.
Euro zugunsten des Abbaues der Ge-
samtverschuldung um 2 bis 3 Mrd.
Euro zu kürzen. Die Kassen haben 

als Reaktion auf die gute Finanzlage
 angekündigt, den noch erhobenen
Zusatzbeitrag von 8 Euro im Monat
im Laufe des Jahres 2012 abzuschaf-
fen. Neben den Kassenüberschüssen
kommt es auch im Gesundheits-
fonds zu Überschüssen. Grund ist
vor allem die gute Beschäftigungs-
lage. So soll der Fonds Ende 2012 mit
mehr als 8 Mrd. Euro im Plus stehen.
Das sind 3 Mrd. Euro mehr, als zur
Deckung der gesetzlichen Aufgaben
notwendig sei. DT

Gesundheitsfonds mit 8 Milliarden Plus
Abbau von Zuzahlungen. Schäuble für GKV-Subventions-Stopp.

BERLIN – Nun ist sie da, die neue 
GOZ und der erste Eindruck ver-
mittelt: So schlimm ist es ja gar nicht!
Spezialisten werden bestraft, aber der
„deutsche Durchschnitts-Zahnarzt“
hat rein rechnerisch angeblich ein
 bisschen mehr Geld in der Tasche. Vie-
le Abrechnungstricks funktionieren
nicht mehr. Jedoch neue kreative Ideen
zur Auslegung der Gebührenordnung
sind bereits in der Erprobungsphase.
Schließlich gehen einer modernen
Zahnheilkunde   die   Innovationen
nicht aus. Abrechnungshelferinnen
werden in teure Seminare geschickt
und die Zahnheilkunde passt sich mal
wieder an Verordnungen an. Aber ist
dies ein sinnvoller Weg? Sollte nicht der
jeweils aktuellste Stand der Wissen-
schaft das Maß der Behandlung sein
und sollten Zahnmediziner nicht ihre
tatsächlichen Kosten und den daraus
resultierenden Stundensatz als Basis
ihrer Abrechnung heranziehen? Hat
der einzelne Behandler überhaupt die
Chance auf eine betriebswirtschaft -
liche Sichtweise oder kann er nur mit
dem Strom der Abrechnung schwim-
men? DT Mehr zum Thema auf Seite 27 Ë

Mehr Patientenrechte und neue Qualitätsnormen
Abwehr überzogener Forderungen – langer politischer Atem. Ein Beitrag von Jürgen Pischel. 

Fortsetzung auf Seite 2 Ë
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Realistische
 Betriebswirtschaft
Abrechnung versus Stundensatz? 
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BONN/KREMS (jp) – Der Ende
letzten Jahres von der EU-Kommis-
sion zur Modernisierung der Be -
rufsanerkennung für Heilberufe in 
den europäischen Staaten vorgelegte
Richtlinien-Entwurf, der eine deut-
liche Beschleunigung und Vereinfa-
chung des Verfahrens vorsieht, wird
von der BZÄK als zu lasch und „über
das Ziel hinausgehend“ bewertet.
Zwischen 2007 und 2010 hatten
6.600 Zahnärzte in der EU die An -
erkennung ihrer Abschlüsse auf 
der Grundlage der Berufsanerken-
nungsrichtlinie aus 2005 erhalten.
Darin erfolgt für die „sektoralen“

Berufsgruppen (Ärzte, Hebammen,
Krankenschwestern, Krankenpfle-
ger, Tierärzte, Zahnärzte, Apotheker,
Architekten) eine automatische An-
erkennung auf Grundlage gemein-
samer europäischer Standards für
die Ausbildungsdauer und Ausbil-
dungsinhalte. 

Nun soll die Einführung euro -
päischer Berufsausweise auf frei -
williger Basis zum Schlüsselelement
werden und das Anerkennungs -
verfahren generell auf einen Monat
verkürzt werden. Ausgesprochen
kritisch sieht die BZÄK in diesem
Zusammenhang die Überlegungen

der Kommission, wonach mit dem
Verstreichenlassen dieser Frist eine
Anerkennung automatisch als er-
teilt gelten soll. Für Angehörige der
Heilberufe sind zahlreiche Sonder-
regelungen vorgesehen. So sollen
aus Gründen des Patientenschutzes
Sprachtests für ausländische (Zahn-)
Ärzte künftig erlaubt werden. Um
ein hohes Niveau der Behandler
 europaweit sicherzustellen, will die
BZÄK Vorgaben für die Mindest-
dauer der zahnärztlichen Ausbil-
dung durchgesetzt und sowohl in
Jahren wie in Fachstunden definiert
sehen. DT

Alle mit Symbolen gekennzeichneten Beiträge 
sind in der E-Paper-Version der jeweiligen 
Publikation auf www.zwp-online.info mit 
weiterführenden Informationen vernetzt.

D
as  Jahr
2011 hat
w i e d e r

einmal gezeigt, dass die Berufspolitik,
voran die unter Staatsaufsicht zu -
nehmend von hauptamtlich, ja quasi
verbeamteten Funktionären geführ-
ten KZVen und die immer noch um
eine im Zahnarztgeschehen wichtige
Rolle, ja Aufgabe kämpfenden Kam-
mern, viel Wind und Kampfespa -
rolen produziert, aber wenig für die
Zahnärzte durchsetzen konnte. Da
wird groß gefeiert, man habe im Ver-
sorgungsstrukturgesetz endlich die
Budgetierung überwunden, was nicht
stimmt, denn man ist nur zur alten
Form des nachträglichen Zwangs-
ausgleiches zurückgekehrt. 

In der GOZ ist man, eine Verfas-
sungsklage aus dem Berufsverband
der Implantologen heraus unter-
streicht dies, total gescheitert, jahr-
zehntelang Punktwertfestschreibung
– ja, dort wurde sogar eine Budgetie-
rungsklausel, wirksam ab 2014, ein-
geführt. Stolz ist die BZÄK vor allem
darüber, nun im G-BA – Gemeinsa-
men Bundesausschuss von Kranken-
kassen und Leistungserbringern –
 direkt mitreden zu dürfen. So kann
man nun bei „mehr Patientenrech-
ten“ und Erlass von „Qualitätssiche-
rungsnormen“ – beides ist für 2012
geplant – Sachverstand einbringen,
um dann als Kammern mitverant-
wortlich für neue Praxisvorschriften
gemacht werden zu können. Berufs-
politik nach dem Motto „dabei sein
zu dürfen ist alles“. 

Experten einer „GOZ-bewer-
tungsorientierten Zahnheilkunde“
in der Praxis propagieren nun land-
auf und landab in Seminaren, wie
man durch Schwerpunktsetzungen
der Behandlungsstrategien den GOZ-
Positionen folgend, die aufgebessert
worden sind, Kapital schlagen kann.
Eine Strategie, die kurzfristig Umsatz -

erfolg bringen kann, aber nicht nur in
die Sackgasse GOZ-Budgetierung
führt, sondern auch Wasser auf die
Mühlen der Einheitsversicherungs-
Apologeten in CDU/CSU und SPD
ist. Die SPD hat ja bereits bekräftigt,
bei einer Regierungsbeteiligung oder
gar Führung derselben die „Bürger-
versicherung“, die schon in der alten
schwarz-roten Koalition im Ge-
spräch war, wieder aufzulegen. Die
CDU/CSU ist mit ihren Vorschlägen
zur Einheitsgebührenordnung für
gesetzlich wie privat Versicherte –
unterstützt von den PKVen – auf dem
gleichen Weg. 

Praxisumsatz-Statistiken aus den
letzten Jahren zeigen, leider nur im
Westen Deutschlands, einen stark
 zunehmenden Anstieg der Honorar-
einnahmen vom Patienten direkt. Im
Durchschnitt der Westpraxen kom-
men schon 60 Prozent vom Patienten
– auch dem GKV-Mitglied – als Leis-
tungsbeitrag für seine Behandlung.
Einiges ist aus der GKV über Selbst-
beteiligung – Stichwort Festzu-
schüsse – gleichsam erzwungen, aber
immer mehr Praxen fokussieren ihr
Handeln auf eine bessere Zahnme -
dizin als Privatleistung, so z.B. in der
 ästhetisch-restaurativen Versorgung,
der Erwachsenen-KFO bis hin zur
Parodontologie und Endodontie.
Nicht zu übersehen die Implanto -
logie, die aber mit den anderen ge-
nannten Fachbereichen sich immer
mehr zur Fachspezialisierung hin
entwickelt. So gibt es auch etwa 20 bis
25 Prozent der Praxen, die von ge -
werteten 100 Prozent Privatumsät-
zen mehr als die Hälfte erzielen. Sie
sind auf dem Weg zu einem Praxis -
leben selbstbestimmt, da berühren
weder Budgetierungen noch Quali -
täts normen oder spezifische Patien-
ten-Aufklärungsrechte, man ist ein-
fach besser,

toi, toi, toi, Ihr J. Pischel

tient nach dem Willen der Länder gar
nichts mehr bezahlen. 

Auch angesichts
dieser Forderungen
sei es oberstes Ziel 
der BZÄK-Führung,
„Akzente für eine pra -
xisnahe Realisierung
zu setzen und durch
Fachexpertise mögli-
che Fehl- und Überre-
gulierungen vermei-
den zu können.“

Evidenzbasierte
Leitlinien statt
„Leitlinien-Dschungel“

In der Zahnärzteschaft selbst aus
der DGZMK heraus wie von einzel-
nen Fachgesellschaften, so in der
 Implantologie, wird mit Vehemenz
die Thematik von „Therapie-Leit -
linien“ vorangetrieben. Angekün-
digt werden „qualitativ hochwertige,
evidenzbasierte Leitlinien“, wobei 
es aber, so unisono die jeweiligen
Promotoren aus DGZMK, DGI und
Fachgesellschaften heraus, „nicht
darum gehe, den Praktikern etwas
Realitätsfernes vorzuschreiben. Es
sei sichergestellt, dass jeweils die
 beste verfügbare Evidenz herange-
zogen werde, und dazu gehöre auch
die gute klinische Praxis.“

Aufgabe aus den BZÄK-Aus-
schüssen zur Qualitätssicherung 
sei es, so ein sich als „Realpolitiker“

einschätzender Kammer-
präsident, deutliche Aus-
wüchse im „Leitlinien-
Dschungel“
der Fachge-
sellschaften

und wissenschaftlichen
Vereinigungen wieder
einzufangen, damit sie
nicht von den Kosten -
erstatter-Vertretern über
den G-BA zur nach -
gewiesenen, dokumen-
tierten Mindestnorm
für eine Erstattungs-
pflicht   hochstilisiert
werden. 

Und in einem Ausblick auf das
Jahr 2012 ...

... verschreibt sich die BZÄK
selbst „langen politischen Atem“:
„Für den Berufsstand ist es ebenso
wichtig, auch zu allgemeinen gesell-

schaftspolitischen Entwicklungen
sprech- und handlungsfähig zu sein.
Als Heilberuf mit hoher gesell -

schaftlicher Re -
levanz muss
d i e   B Z Ä K
Themen wie
die demogra-
fische  Ent-
wicklung in
Deutschland
m i t d e n ke n

und mitgestalten. Die Entwick -
lungen stellen völlig neue Heraus -
forderungen an den Berufsstand

und die zahnmedizi -
 nische Versorgung –

etwa in Form des drohenden
Fachkräf temangels oder der regel-
mäßig  wieder kehrenden Debatte
zum ge sund heits politischen „Dauer -
bren ner“: der „Einheits-/Bürger -
versicherung“. DT

Ein Praxisleben 
selbst bestimmt
Jürgen Pischel spricht Klartext

EU-Berufsanerkennungsrichtlinie 
ist für BZÄK zu lasch

Einführung europäischer Berufsausweise auf freiwilliger Basis soll zum Schlüsselelement 
und Anerkennungsverfahren auf einen Monat verkürzt werden.

ÁFortsetzung von Seite 1 Leitartikel

Dr. Peter Engel, Präsident der
Bundeszahnärztekammer

Prof. Dr. Dr. H. Schliephake,
Präsident der DGZMK


